
Stand: 06.05.2026 03:57:01

Vorgangsmappe für die Drucksache 17/21252

"Schulgeldfreiheit für Physio-, Ergotherapeuten und Logopäden"

Vorgangsverlauf:

1. Initiativdrucksache 17/21252 vom 21.03.2018

2. Plenarprotokoll Nr. 128 vom 22.03.2018

3. Beschlussempfehlung mit Bericht 17/22666 des BI vom 05.06.2018

4. Beschluss des Plenums 17/22790 vom 14.06.2018

5. Plenarprotokoll Nr. 134 vom 14.06.2018



 

17. Wahlperiode 21.03.2018 Drucksache 17/21252 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 

 

Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Dr. Karl Vetter, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, 
Dr. Hans Jürgen Fahn, Thorsten Glauber, Eva 
Gottstein, Joachim Hanisch, Johann Häusler,  
Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, Peter Meyer, 
Prof. Dr. Michael Piazolo, Bernhard Pohl, Gabi 
Schmidt, Jutta Widmann, Benno Zierer und Frak-
tion (FREIE WÄHLER) 

Schulgeldfreiheit für Physio-, Ergotherapeuten und 
Logopäden 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, ab dem Beginn 
des neuen Ausbildungsjahres im Herbst 2018 die 
Kosten für das Schulgeld in den Fachrichtungen Phy-
sio-, Ergotherapie und Logopädie vollständig zu über-
nehmen, so dass auch private Berufsfachschulen kein 
Schulgeld erheben müssen. Im Rahmen dieser Kos-
tenübernahme ist auf die Zusage der privaten Schul-
träger hinzuwirken, kein Schulgeld zu erheben. 

Begründung: 

Der demografische Wandel erhöht den Bedarf an 
Fachkräften in allen Gesundheitsberufen. Dennoch 
müssen viele Schülerinnen und Schüler der Gesund-
heitsberufe Schulgeld für ihre Ausbildung an privaten 
Berufsfachschulen zahlen. Dies wirkt abschreckend 
auf die Schülerinnen und Schüler, ist nicht mehr zeit-
gemäß und mindert die Attraktivität dieser Berufe. Die 
Fachkräfteanalyse der Bundesagentur für Arbeit hat 
wiederholt für Physiotherapeuten in Bayern einen 
Fachkräftemangel nachgewiesen. Hinzu kommt, dass 
die Zahlen der Schülerinnen und Schüler in der Aus-
bildung zur Physiotherapeutin/zum Physiotherapeuten 
seit Jahren kontinuierlich zurückgehen. Nach einer 
Studie des Bundesinstituts für Berufsbildung (BIBB) 
sind die Ausbildungszahlen zwischen 2007/2008 und 
2013/2014 um 13,9 Prozent zurückgegangen. Wäh-
rend es deutschlandweit im Jahr 2012 noch 
6.563 Absolventen der Physiotherapie gab, waren es 
2016 nur noch 5.305. 

In Bayern sind öffentliche Berufsfachschulen schul-
geldfrei. Auch private Berufsfachschulen werden 
staatlich gefördert. Sie erhalten einen staatlichen Be-
triebszuschuss in Höhe von 79 Prozent, wenn sie 
staatlich genehmigt und den öffentlichen Berufsfach-
schulen gleichwertig sind. Staatlich genehmigten Be-
rufsfachschulen, die nicht als gleichwertig erachtet 
werden, steht lediglich 65 Prozent des Zuschusssat-
zes für staatlich anerkannte Berufsfachschulen zu. 
Darüber hinaus erhalten die Schulträger einen soge-
nannten Schulgeldersatz. Die übrigen Kosten werden 
bei privaten Schulträgern durch Schulgeld gedeckt, 
das in einer Größenordnung von 200 bis 400 Euro 
monatlich erhoben wird. 

Für Nordrhein-Westfalen und Bremen ist die vollstän-
dige Schulgeldfreiheit bereits angekündigt worden. 
Auch der Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und 
SPD sieht die Abschaffung des Schulgelds für die 
Gesundheitsfachberufe vor. Insofern sollte der Frei-
staat schnellstmöglich mit dieser wirksamen Maßnah-
me dem Fachkräftemangel in diesen Gesundheitsbe-
rufen entgegenwirken. 

 



Das ist die Fraktion der CSU. Stimmenthaltungen? – 
Keine. Damit ist dieser Dringlichkeitsantrag abgelehnt. 

Wer dem Dringlichkeitsantrag auf Drucksa-
che 17/21278, das ist der Antrag der SPD-Fraktion, 
seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der SPD, der 
FREIEN WÄHLER und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN sowie die Abgeordneten Claudia Stamm 
(fraktionslos) und Günther Felbinger (fraktionslos). 
Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. – Das ist die 
CSU-Fraktion. Stimmenthaltungen? – Damit wurde 
dieser Dringlichkeitsantrag abgelehnt.

Wir kommen damit zur Abstimmung über die Anträge 
zum Thema Pflege. 

Ich lasse zunächst über den Dringlichkeitsantrag der 
SPD-Fraktion abstimmen, das ist der Antrag auf 
Drucksache 17/21247. Wer diesem Antrag seine Zu-
stimmung geben will, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Das sind die Fraktionen der SPD und der 
FREIEN WÄHLER sowie Frau Kollegin Claudia 
Stamm (fraktionslos) und Herr Kollege Günther Fel-
binger (fraktionslos). Gegenstimmen bitte ich anzuzei-
gen. – Das ist die CSU-Fraktion. Stimmenthaltungen! 
– Bei Stimmenthaltung des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN ist dieser Antrag abgelehnt. 

Wir kommen damit zur namentlichen Abstimmung 
über den Dringlichkeitsantrag der CSU auf Drucksa-
che 17/21277. Die Urnen stehen bereit. Ich bitte Sie, 
jetzt die Stimmkarten einzuwerfen. Die Abstimmung 
ist eröffnet. Dafür stehen fünf Minuten zur Verfügung.

(Namentliche Abstimmung von 16.28 bis 
16.33 Uhr)

Ich schließe die Abstimmung. Die Stimmkarten wer-
den draußen ausgezählt. Ich bitte, die Plätze einzu-
nehmen, damit ich die Sitzung wieder aufnehmen 
kann.

Zum weiteren Ablauf der Sitzung möchte ich, weil 
auch schon Nachfragen kamen, das Hohe Haus darü-
ber informieren, dass sich die Tagesordnungspunk-
te 19 mit 22, das sind die Anträge zu den Neonicoti-
noiden auf den Drucksachen 17/19273, 17/19819, 
17/19641 und 17/19622, erledigt haben.

Die Tagesordnungspunkte 13 bis 15, das sind die An-
träge zur Kennzeichnungspflicht für bayerische Poli-
zeibeamte auf den Drucksachen 17/18990, 17/19244 
und 17/19264, werden im Einvernehmen der Fraktio-
nen auf die Plenarsitzung am 18. April 2018 verscho-
ben. 

Schließlich haben wir noch den Antrag unter Tages-
ordnungspunkt 18. Das ist der Antrag der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betreffend "Frauenfeind-
lich motivierte Kriminalität erfassen und bekämpfen", 
Drucksache 17/18888. Auch dieser Antrag wurde in 
Übereinstimmung aller Fraktionen verschoben. – 
Diese Informationen habe ich bekannt gegeben, damit 
es keine weiteren Irritationen gibt. 

Ich gebe jetzt das Ergebnis der namentlichen Abstim-
mung zum Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten 
Markus Rinderspacher, Horst Arnold, Florian von 
Brunn und anderer und Fraktion (SPD) betreffend 
"Bienen retten! Einsatz von Neonicotinoiden been-
den", Drucksache 17/21274, bekannt. Mit Ja haben 
54 gestimmt, mit Nein 79. Es gab eine Stimmenthal-
tung. Damit ist dieser Dringlichkeitsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 2)

Ich gebe bekannt, dass die Dringlichkeitsanträge auf 
den Drucksachen 17/21249 mit 17/21255 sowie auf 
den Drucksachen 17/21279 mit 17/21281 in die zu-
ständigen federführenden Ausschüsse verwiesen 
werden. 

Dann darf ich das Ergebnis der namentlichen Abstim-
mung zu dem Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten 
Thomas Kreuzer, Gudrun Brendel-Fischer, Bernhard 
Seidenath und anderer und Fraktion (CSU) betreffend 
"Situation der Pflege durch Personaluntergrenzen ver-
bessern!", Drucksache 17/21277, bekannt geben. Mit 
Ja haben 122 gestimmt. Niemand hat mit Nein ge-
stimmt. Stimmenthaltungen gab es 11. Damit ist die-
ser Dringlichkeitsantrag mit großer Mehrheit ange-
nommen. – Ich bedanke mich.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 3)

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 10 und 11 auf:

Gesetzentwurf der Abgeordneten Katharina 
Schulze, Ludwig Hartmann, Martin Stümpfig u. a. 
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
zur Änderung des Bayerischen 
Landesplanungsgesetzes
Einführung einer Obergrenze für den 
Flächenverbrauch (Drs. 17/16760) 
- Zweite Lesung -

hierzu:

Änderungsantrag der Abgeordneten Katharina 
Schulze, Ludwig Hartmann, Martin Stümpfig u. a. 
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
(Drs. 17/20613) 

und
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Beschlussempfehlung und 
Bericht 

des Ausschusses für Bildung und Kultus 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten 
Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Dr. Karl Vetter 
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Drs. 17/21252 

Schulgeldfreiheit für Physio-, Ergotherapeuten 
und Logopäden 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Prof. Dr. Michael Piazolo 
Mitberichterstatterin: Ingrid Heckner 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Aus-
schuss für Bildung und Kultus federführend 
zugewiesen. Der Ausschuss für Staatshaus-
halt und Finanzfragen und der Ausschuss für 
Gesundheit und Pflege haben den Dringlich-
keitsantrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dring-
lichkeitsantrag in seiner 78. Sitzung am 12. 
April 2018 beraten und mit folgendem Stim-
mergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanz-
fragen hat den Dringlichkeitsantrag in seiner 
197. Sitzung am 17. Mai 2018 mitberaten und 
mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

4. Der Ausschuss für Gesundheit und Pflege hat 
den Dringlichkeitsantrag in seiner 82. Sitzung 
am 5. Juni 2018 mitberaten und mit folgendem 
Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Martin Güll 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian 
Streibl, Dr. Karl Vetter, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, Dr. Hans 
Jürgen Fahn, Thorsten Glauber, Eva Gottstein, Joachim Hanisch, 
Johann Häusler, Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, Peter Meyer, 
Prof. Dr. Michael Piazolo, Bernhard Pohl, Gabi Schmidt, Jutta 
Widmann, Benno Zierer und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Drs. 17/21252, 17/22666 

Schulgeldfreiheit für Physio-, Ergotherapeuten und Logopäden 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Inge Aures 

II. Vizepräsidentin 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet



Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über Verfassungsstreitigkeiten, eine Europaangelegenheit und Anträge, die 

gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. 

Anlage 1)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak­

tionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim­

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU, der SPD, 

der FREIEN WÄHLER und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen? – 

Sehe ich keine. Stimmenthaltungen? – Auch keine. Dann ist das so beschlossen. Der 

Landtag übernimmt damit diese Voten.

Protokollauszug
134. Plenum, 14.06.2018 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 1

descendant::redner[beitrag/@typ='Aufruf TOP']/@link


Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 134. Vollsitzung am 14. Juni 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 134. Vollsitzung am 14. Juni 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 134. Vollsitzung am 14. Juni 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 134. Vollsitzung am 14. Juni 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 134. Vollsitzung am 14. Juni 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 134. Vollsitzung am 14. Juni 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 134. Vollsitzung am 14. Juni 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 134. Vollsitzung am 14. Juni 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 134. Vollsitzung am 14. Juni 2018


	Deckblatt
	Initiativdrucksache 17/21252 vom 21.03.2018
	Plenarprotokoll Nr. 128 vom 22.03.2018
	Beschlussempfehlung mit Bericht 17/22666 des BI vom 05.06.2018
	Beschluss des Plenums 17/22790 vom 14.06.2018
	Plenarprotokoll Nr. 134 vom 14.06.2018

